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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 53 FREITAG, DEN 20. DEZEMBER 2013

Tag I n h a l t Seite

§ 1

§ 2 der Verordnung über den Bebauungsplan Allermöhe 27
vom 21. Februar 2006 (HmbGVBl. S. 93) wird wie folgt geän-
dert:

1. Hinter Nummer 2 werden folgende neue Nummern 3, 4 
und 5 eingefügt:

„3. In den Gewerbegebieten sind Vergnügungsstätten, Bor-
delle und bordellartige Betriebe unzulässig. Ausnah-
men für Wohnungen nach § 8 Absatz 3 Nummer 1 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 15. Sep-
tember 1977 (BGBl. I S. 1764), geändert am 19. Dezem-
ber 1986 (BGBl. I S. 2665), sowie für Anlagen für kirch-
liche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-
liche Zwecke werden ausgeschlossen. Einrichtungen
für die Kinderbetreuung sind ausnahmsweise zulässig.

4. In den Industriegebieten werden Ausnahmen für Woh-
nungen nach § 9 Absatz 3 Nummer 1 der Baunutzungs-
verordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl.
I S. 133), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I
S. 1548, 1551), und für Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

ausgeschlossen. Einrichtungen für die Kinderbetreu-
ung sind ausnahmsweise zulässig.

5. In einem Abstand von 50 m vom Lot des äußeren
Leiters der 110 KV-Leitung sind Einrichtungen der
Kinderbetreuung unzulässig.“

2. Die bisherigen Nummern 3 bis 12 werden die Nummern 6
bis 15.

§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich

zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, kann ein Entschädigungs-
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über den Bebauungsplan Allermöhe 27
Vom 4. Dezember 2013

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt
geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), in Verbindung
mit § 3 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der
Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306), sowie § 1
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006
(HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013
(HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:
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berechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung der Änderung des Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind. 

Siebentes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes

über die Wahl zu den Bezirksversammlungen
Vom 17. Dezember 2013

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz, nachdem festgestellt worden ist, dass die
Erfordernisse des Artikels 6 Absatz 4 Satz 2 der Verfassung erfüllt sind:

In § 1 Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zu den Bezirks-
versammlungen in der Fassung vom 5. Juli 2004 (HmbGVBl.
S. 313, 318), zuletzt geändert am 25. Juni 2013 (HmbGVBl.
S. 312), wird folgender Satz angefügt: 

„§ 19 Absatz 5 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass
die Mitglieder berechtigt sein müssen, eine der sieben
Bezirksversammlungen zu wählen.“

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Dezember 2013.

Der Senat

Hamburg, den 4. Dezember 2013.

Das Bezirksamt Bergedorf

Neunzehntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

Vom 17. Dezember 2013

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

In § 14 Absatz 1 des Hamburgischen Schulgesetzes vom
16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am
19. Februar 2013 (HmbGVBl. S. 51), wird hinter Satz 2 folgen-
der Satz eingefügt:

„In diesem Fall werden Schülerinnen und Schüler beim
Übergang von Jahrgangsstufe 4 in 5 auf Wunsch der Eltern
an ihrer Schule vor dem Verfahren nach § 42 Absatz 7 in die
Jahrgangsstufe 5 aufgenommen.“ 

Ausgefertigt Hamburg, den 17. Dezember 2013.

Der Senat
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